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(Mr. 12285.) Geſetz, betreffend die Beteiligung Preußens an einer gemeinnützigen Grundkreditanſtalt. 
Vom 20. Mai 1922. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Se 

Zur Beteiligung des Staates an einer gemeinnützigen Grundkreditanſtalt, welche Klein— 
wohnungen, insbeſondere Wohnheimſtätten, hypothekariſch beleiht und auf Grund der erworbenen 
Hypotheken Pfandbriefe ausgibt, darf ein Betrag von fünfundzwanzig Millionen Mark verwendet 
werden. 

8 2. 

() Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Bereitſtellung der nach § 1 bewilligten Mittel 
eine Anleihe durch Veräußerung eines entſprechenden Betrags von Schuldverſchreibungen aufzu- 
nehmen. Die Anleihe iſt jährlich mit 1,9 vom Hundert des urſprünglichen Kapitals zu tilgen 
unter Hinzurechnung der durch die Tilgung erſparten Zinſen, dieſe zu 5 vom Hundert gerechnet. 

(2) An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſungen oder Wechſel 
ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt der Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel 
werden von der Hauptverwaltung der Staatsſchulden mittels Unterſchrift zweier Mitglieder aus- 
geftellt. 

(3) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa zugehörige Zinsſcheine und Wechſel können 
ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder auch nach einem beſtimmten Wertverhältniſſe gleich- 
zeitig auf in⸗ und ausländiſche Währungen ſowie im Auslande zahlbar geſtellt werden. 

() Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werden. 

6) Die Mittel zur Einlöſung von Schatzanweiſungen und Wechſeln können durch Ausgabe 
von Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchreibungen in dem erforderlichen Nenn— 
betrage beſchafft werden. f 
a (6) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Einlöſung fällig werdender 
Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf 
Anordnung des Finanzminiſters 14 Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Die Ver⸗ 
zinſung oder Umlaufszeit der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit 
dem die Verzinſung oder Umlaufszeit der einzulöſenden Schatzanweiſungen oder Wechſel aufhört. 
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(7) Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins- oder Diskont⸗ 
ſatze, zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welcher Umlaufszeit ſowie zu welchem 
Kurſe die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel ausgegeben werden ſollen, beſtimmt 
der Finanzminiſter. Ebenſo bleibt ihm im Falle des Abſ. 3 die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes 
ſowie der näheren Bedingungen für Zahlungen im Ausland überlaſſen. d 

(s) Im übrigen find wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die Vorſchriften des Ge 
ſetzes vom 19. Dezember 1869 (Geſetzſamml. S. 1197), des Geſetzes vom 8. März 1897 Geſetz 
ſamml. S. 43) und des Geſetzes vom 3. Mai 1903 (Geſetzſamml. S. 155) anzuwenden. 


8 


Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. 


Dias vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfafjungs- 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 20. Mai 1922. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. v. Richter. Hirtſiefer. 


(Nr. 12286.) Geſetz über Aufſuchung und Gewinnung von Steinkohle. Vom 22. Mai 1922. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
N Sl, 
Soweit nach § 2 Abf. 1 des Allgemeinen Berggeſetzes für die Preußischen Staaten vom 
24. Juni 1865 (Geſetzſamml. S. 705) in der Faſſung des Geſetzes vom 18. Juni 1907 Geſetzſamml. 
S. 119) die Aufſuchung und Gewinnung der Steinkohle allein dem Staate zuſteht und nicht § 2 
Abſ. 4 des Allgemeinen Berggeſetzes in der Faſſung des Geſetzes zur Aufſchließung von Stein, 


kohlen vom 11. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 74) Anwendung findet, wird das Berg⸗ 


werkseigentum an Steinkohle dem Staate durch den Miniſter für Handel und Gewerbe verliehen. 
Die Verleihung erfolgt nach den Vorſchriften im § 38 b Abſ. 3 und 4 des Allgemeinen 
Berggeſetzes; die $$ 12 bis 38 dieſes Geſetzes finden keine Anwendung. 


9 2. 

Der Staat kann die Ausbeutung eines nach § 1 verliehenen Bergwerkes ganz oder teilweiſe 
unter beſtimmten Bedingungen anderen Perſonen übertragen. Die Übertragung foll in der Regel 
gegen Entgelt und auf Zeit erfolgen. ö n 
Die demgemäß geſchloſſenen Verträge bedürfen der Genehmigung des Miniſters für Handel 

und Gewerbe und des Finanzminiſters. Sie ſind dem Landtage vorzulegen. 
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8 3. 
Das Geſetz tritt mit feiner Verkündung in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats find gewahrt. 
Berlin, den 22. Mai 1922. 


25. April 1922. 


15 Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
i | Braun. Siering. 
5 kr. 12287.) Verordnung, betreffend Abänderung der Verordnung vom 8. November 1920 (Geſetzſamml. 
; S. 523), betreffend den Ausſchuß der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe. Vom 


g Auf Grund des § 14 des Geſetzes, betreffend die Errichtung einer Zentralanſtalt zur Förderung des 
2 genoſſenſchaftlichen Perſonalkredits, vom 31. Juli 1895 (Geſetzſamml. S. 310) in der Faſſung der Bekannt⸗ 
5 machung des Finanzminiſters vom 16. November 1920 (Geſetzſamml. S. 518) wird verordnet, was folgt: 
e Die Verordnung vom 8. November 1920 (Gefekfamml. S. 523), betreffend den Ausſchuß der Preußiſchen 
Jentralgenoſſenſchaftskaſſe, wird wie folgt geändert: 

§ 9 erhält als Abf. 2 folgenden Satz: 

„Diejenigen Ausſchußmitglieder, welche nach Abſ. 1 Satz Anſpruch auf Tagegelder 
nicht haben, können Aufwandsentſchädigungen erhalten, deren Höhe ebenfalls vom Finanz⸗ 
miniſter feſtgeſetzt wird.“ 

Der bisherige Abſ. 2 wird Abſ. 3. 
Dieſe Verordnung findet Anwendung auf die feit dem 1. April 1921 abgehaltenen Ausſchußſitzungen. 
Berlin, den 25. April 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. v. Richter. Wendorff. Siering.“ Hirtſiefer. 


(Rr. 12288.) Verordnung über den Anſchluß der im Gebietsteile Pyrmont wohnhaften Arzte an die 
Arztekammer der Provinz Hannover. Vom 29. Mai 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium verordnet auf Grund des § 5 Abſ. III des zwiſchen Preußen und 2 
Waldeck⸗Pyrmont am 29. November 1921 abgeſchloſſenen Vertrags und des Geſetzes vom 22. Februar 1922 
(Geſetzſamml. S. 37), was folgt: f 

8 1. 


Der § 2 des für Waldeck-Pyrmont erlaſſenen Geſetzes, betreffend den Anſchluß der in Waldeck Pyrmont 
wohnhaften Arzte an die Arztekammer der preußiſchen Provinz SeffenNaffau, vom 9. Januar 1913 
(Reg. Bl. S. 63), durch den auf Grund des zwiſchen Preußen und Waldeck abgeſchloſſenen Staatsvertrags 
vom 24./25. Oktober 1912 (Gefekfamml. S. 230) das Gebiet von Waldeck und Pyrmont der Arztekammer 

der Provinz Heſſen Naſſau angeſchloſſen und zum Zwecke der Wahl von Mitgliedern der Arztekammer dem 
Regierungsbezirke Caſſel angegliedert worden iſt, wird für den mit Preußen vereinigten Gebieksteil Pyrmont 
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aufgehoben. Vom Zeitpunkte des Inkrafttretens dieſer Verordnung an gehört der ehemalige Gebietsteil 
Pyrmont zu dem Bezirke der Arztekammer der Provinz Hannover und iſt ein Teil des für die Wahlen zu; 
dieſer Kammer aus dem Regierungsbezirke Hannover gebildeten Wahlbezirkes. 


8 2. 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraſt und iſt in der Geſetzſammlung zu veröffentlichen. 
Berlin, den 29. Mai 1922. 3 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Der Miniſterpräſident. 


Braun, 
zugleich für den Miniſter für Volkswohlfahrt. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1, der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 7. Oktober 1921, betreffend die Genehmigung 
der Anderung der Firma der Bröltaler Eiſenbahn⸗Aktiengeſellſchaft in Beuel am Rhein in „Rhein- 
Sieg⸗Eiſenbahn⸗Aktiengeſellſchaft“, durch das Amtsblatt der Regierung in Köln Nr. 20 S. 147, aus⸗ 
gegeben am 13. Mai 1922 (ſ. Bek. S. 114 Nr. 1); 

der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 10. April 1922, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an das Märkiſche Elektrizitätswerk, Aktiengeſellſchaft in Berlin, für die Anlagen 
zur Leitung und Verteilung elektriſcher Arbeit innerhalb des Kreiſes Sorau, durch das Amtsblatt 
der Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 19 S. 91, ausgegeben am 13. Mai 1922; 

der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 19. April 1922, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Gewerkſchaft Louiſe II in Senftenberg N. L. für die Erweiterung des Tage⸗ 
baues ihrer Grube Meuroſtolln, durch das Amtsblatt der Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 19 
S. 91], ausgegeben am 13. Mai 1922; 

4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſtexiums vom 24. April 1922, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Lippehne für die Erweiterung des ſtädtiſchen Friedhofs, 
durch das Amtsblatt der Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 19 S. 91, ausgegeben am 13. Mai 1922; 

5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 4. Mai 1922, betreffend die Verleihung des 
Euteignungsrechts an die Stadt Bottrop für die Erweiterung des Nathaufes und Herrichtung eines 
Ubungsplatzes für die Feuerwehr, durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 21 S. 199, 
ausgegeben am 27. Mai 1922. 
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